
 

 

Vollzug des Infektionsschutzgesetzes (IfSG)  
Maßnahmen anlässlich der Corona-Pandemie 

 
Bekanntmachung des Landratsamtes Bautzen vom 30.11. 2020 

 
Auf Grund des § 32 Satz 1 in Verbindung mit § 28 Absatz 1 Satz 1 und 2 sowie mit § 
28a Absatz 1, Absatz 2 Satz 1 und Absatz 3 des Infektionsschutzgesetzes vom 20. 
Juli 2000 (BGBl. I S. 1045), von denen § 28 Absatz 1 Satz 1 durch Artikel 1 Nummer 
16 des Gesetzes vom 18. November 2020 (BGBl. I. S. 2397) geändert, § 28 Absatz 1 
Satz 2 durch Artikel 1 Nummer 6 des Gesetzes vom 27. März 2020 (BGBl. I S. 587) 
neu gefasst und § 28a Absatz 1, Absatz 2 Satz 1 und Absatz 3 durch Artikel 1 Nummer 
17 des Gesetzes vom 18. November 2020 (BGBl. I. S. 2397) eingefügt worden ist, 
sowie in Verbindung mit § 1 Absatz1 Satz 1 der Verordnung der Sächsischen Staats-
regierung und des Sächsischen Staatsministeriums für Soziales und Gesellschaftli-
chen Zusammenhalt zur Regelung der Zuständigkeiten nach dem Infektionsschutz-
gesetz und für die Kostenerstattung für Impfungen und andere Maßnahmen der Pro-
phylaxe vom 9. Januar 2019 (SächsGVBl. S. 83), der durch die Verordnung vom 13. 
März 2020 (SächsGVBl. S. 82) geändert worden ist, sowie in Verbindung mit § 8 Ab-
satz 2 und 3 der Verordnung des Sächsischen Staatsministeriums für Soziales und 
Gesellschaftlichen Zusammenhalt zum Schutz vor dem Coronavirus SARS-CoV-2 
und COVID-19 vom 27.11.2020 (SächsGVBl Nr. 36/2020) erlässt der Landkreis Bau-
tzen die folgende 
 

Allgemeinverfügung:  

 
  
1. Das Tragen einer Mund-Nasenbedeckung wird auch unter freiem Himmel täglich 

im Zeitraum von 00.00 Uhr bis 24:00 Uhr im Bereich von Fußgängerzonen (Ver-
kehrszeichen 242.1 und 242.2. nach Anlage 1 zu Straßenverkehrsordnung) und 
verkehrsberuhigten Bereichen (Verkehrszeichen 325.1 und 325.2. nach Anlage 
3 zu Straßenverkehrsordnung) sowie auf öffentlichen Parkplätzen und Parkplät-
zen vor Einkaufszentren, Geschäften und Läden, in Parkhäusern, Parkgaragen, 
auf Parkdecks, auf Spiel- und Sportplätzen und in öffentlich zugänglichen Park-
anlagen angeordnet. Ausgenommen sind die Fortbewegung ohne Verweilen mit 
Fortbewegungsmitteln und die sportliche Betätigung. Die Ausnahmen von der 
Verpflichtung zum Tragen einer Mund-Nasenbedeckung nach § 3 Absatz 2 der 
Sächsischen Corona-Schutz-Verordnung vom 27.11.2020 gelten entsprechend. 
 

2. Die Abgabe von Alkoholika und alkoholhaltigen Getränken ist täglich im Zeitraum 
von 00.00 Uhr bis 24:00 Uhr außerhalb von Läden und Geschäften im Bereich 
von Fußgängerzonen (Verkehrszeichen 242.1 und 242.2. nach Anlage 1 zu Stra-
ßenverkehrsordnung) und verkehrsberuhigten Bereichen (Verkehrszeichen 
325.1 und 325.2. nach Anlage 3 zu Straßenverkehrsordnung) sowie auf öffentli-
chen Parkplätzen und Parkplätzen vor Einkaufszentren, Geschäften und Läden, 
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in Parkhäusern, Parkgaragen, auf Parkdecks, auf Spiel- und Sportplätzen und in 
öffentlich zugänglichen Parkanlagen untersagt.   

 

3. Der Alkoholkonsum ist im Zeitraum von 00.00 Uhr bis 24:00 Uhr im Bereich von 
Fußgängerzonen (Verkehrszeichen 242.1 und 242.2. nach Anlage 1 zu Straßen-
verkehrsordnung) und verkehrsberuhigten Bereichen (Verkehrszeichen 325.1 
und 325.2. nach Anlage 3 zu Straßenverkehrsordnung) sowie auf öffentlichen 
Parkplätzen und Parkplätzen vor Einkaufszentren, Geschäften und Läden, in 
Parkhäusern, Parkgaragen, auf Parkdecks auf Spiel- und Sportplatzen und in öf-
fentlich zugänglichen Parkanlagen untersagt. 

4. Der Betrieb von Einrichtungen der Erwachsenenbildung mit Ausnahme zulässi-
ger Onlineangebote wird untersagt.  

 
5. Unter freiem Himmel sind Versammlungen im Sinne des Sächsischen Versamm-

lungsgesetzes vom 25. Januar 2012 (SächsGVBl. S. 54), das zuletzt durch Arti-
kel 7 des Gesetzes vom 11. Mai 2019 (SächsGVBl. S. 358) geändert worden ist, 
ausschließlich ortsfest und mit höchstens 200 Teilnehmerinnen und Teilnehmern 
zulässig, wenn  

a) alle Versammlungsteilnehmerinnen und Versammlungsteilnehmer, die Ver-
sammlungsleiterin oder der Versammlungsleiter sowie Ordnerinnen und Ord-
ner eine Mund-Nasenbedeckung tragen (§ 3 Absatz 2 der                                                                   
SächsCoronaSchVO vom 27.11.2020 gilt entsprechend); 

b)  zwischen allen Versammlungsteilnehmerinnen und Versammlungsteilneh-
mern ein Mindestabstand von 1,5 Metern gewahrt wird. 

Versammlungen mit mehr als 200 Teilnehmerinnen und Teilnehmern können ge-
nehmigt werden, wenn durch die Anmelderin oder den Anmelder der Versamm-
lung mittels technischer und organisatorischer Maßnahmen, die über Absatz 1 
hinausgehen, das Infektionsrisiko auf ein vertretbares Maß reduziert werden 
kann. 

Das Sächsische Versammlungsgesetz bleibt im Übrigen unberührt. 

 
6.  Das Verlassen der häuslichen Unterkunft ohne triftigen Grund ist untersagt. Trif-

tige Gründe sind:  
a) die Abwendung einer Gefahr für Leib, Leben und Eigentum,  
b)  die Ausübung beruflicher Tätigkeiten, 
c) der Besuch der Schule und von Einrichtungen der Kindertagesbetreuung, 

Einrichtungen der Eingliederungshilfe für Menschen mit Behinderungen, Ein-
richtungen der berufsbezogenen, schulischen und akademischen Aus- und 
Fortbildung sowie von Kirchen und anderen Orten der Religionsausübung,  
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d) Versorgungsgänge für die Gegenstände des täglichen Bedarfs und der Ein-
kauf in Ladengeschäften sowie die Inanspruchnahme sonstiger Dienstleis-
tungen im Landkreis Bautzen und der an den Landkreis Bautzen angrenzen-
den Landkreise sowie der Stadt Dresden,  

e) die Wahrnehmung des notwendigen Lieferverkehrs, einschließlich Brief- und 
Versandhandel,  

f) Fahrten von Feuerwehr-, Rettungs- oder Katastrophenschutzkräften zum je-
weiligen Stützpunkt oder Einsatzort,  

g) die Inanspruchnahme medizinischer, psychosozialer und veterinärmedizini-
scher Versorgungsleistungen sowie der Besuch Angehöriger der Heil- und 
Gesundheitsfachberufe, soweit dies medizinisch erforderlich ist oder im Rah-
men einer dringend erforderlichen seelsorgerischen Betreuung,  

h) der Besuch bei Ehe- und Lebenspartnern sowie bei Partnern von Lebensge-
meinschaften, hilfsbedürftige Menschen, Kranken oder Menschen mit Ein-
schränkungen, soweit sie nicht in einer Einrichtung sind, und die Wahrneh-
mung des Sorge- und Umgangsrechts im jeweiligen privaten Bereich,  

i) die Teilnahme an Zusammenkünften der Staatsregierung und der kommuna-
len Vertretungskörperschaften sowie der Teilnahme an Terminen der Behör-
den, Gerichte, Staatsanwaltschaften oder anderer Stellen, die öffentliche 
Aufgaben wahrnehmen, dazu gehört auch die Teilnahme an öffentlichen Ge-
richtsverhandlungen und die Wahrnehmung von Terminen kommunaler Räte 
sowie von deren Ausschüssen und Organen und Maßnahmen, die der Ver-
sorgung oder der Gesundheitsfürsorge der Bevölkerung dienen. Die Teil-
nahme an öffentlichen Sitzungen und Terminen ist nach den geltenden Vor-
schriften zu gewährleisten., 

j) die Teilnahme an notwendigen Gremiensitzungen von juristischen Personen 
des privaten und öffentlichen Rechts sowie von rechtsfähigen und teilrechts-
fähigen Gesellschaften und Gemeinschaften, Betriebsversammlungen und 
Veranstaltungen der Tarifpartner, Sitzungen von Hochschulräten, Nominie-
rungsveranstaltungen von Parteien und Wählervereinigungen,  

k) die Wahrnehmung unaufschiebbarer Termine gemeinsam mit einer Person 
eines weiteren Hausstands bei Gerichtsvollziehern, Rechtsanwälten, Nota-
ren, Steuerberatern, Wirtschaftsprüfern, Insolvenzverwaltern und Bestattern 
und zur rechtlichen Betreuung,  

l) Zusammenkünfte und Besuche nach § 2 Absatz 1, 1a und 5 der Sächsischen 
Corona-Schutz-Verordnung vom 27.11.2020,  

m) die Begleitung von unterstützungsbedürftigen Personen und Minderjährigen,  
n) Eheschließung im engsten Familienkreis, wobei die Anzahl 25 Personen 

nicht überschreiten darf,  
o) die Begleitung Sterbender sowie Beerdigungen im engsten Familienkreis, 

wobei die Anzahl 25 Personen nicht überschreiten darf,  
p) Sport und Bewegung im Freien im Umkreis von 15 Kilometern des Wohnbe-

reichs sowie der Besuch des eigenen oder gepachteten Kleingartens oder 
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Grundstücks unter Einhaltung der Kontaktbeschränkung nach § 2 Absatz 1 
und 1a der Sächsischen Corona-Schutz-Verordnung vom 27.11.2020,  

q) unabdingbare Handlungen zur Versorgung von Tieren.  
 

Im Falle einer Kontrolle durch die zum Vollzug dieser Verfügung betrauten Stellen 
sind die triftigen Gründe durch den Betroffenen in geeigneter Weise glaubhaft zu 
machen. Eine Glaubhaftmachung kann insbesondere durch Vorlage einer Arbeit-
geberbescheinigung, eines Betriebs- oder Dienstausweises oder durch mitge-
führte Personaldokumente erfolgen. 

 
7. Verschärfende Anordnungen der örtlichen Gesundheitsbehörden im Zusammen-

hang mit der Eindämmung der Corona-Pandemie bleiben unberührt.  
 
8. Im Übrigen gelten die Regelungen der SächsCoronaSchVO vom 27.11.2020, so-

weit die Regelungen dieser Allgemeinverfügung keine darüberhinausgehenden 
Einschränkungen enthalten. 

 
9. Diese Allgemeinverfügung ist nach § 28 Absatz 3 in Verbindung mit § 16 Absatz 

8 des Infektionsschutzgesetzes sofort vollziehbar. Widerspruch und Anfech-
tungsklage haben keine aufschiebende Wirkung.  

 
10. Diese Allgemeinverfügung tritt am 1. Dezember 2020, 0,00 Uhr in Kraft und mit 

Ablauf des 28. Dezember 2020, 24,00 Uhr, außer Kraft.  

 

Begründung:  
 

I. 
Das Landratsamt des Landkreises Bautzen ist entsprechend § 8 Absatz 2 der Säch-
sCoronaSchVO, §§ 16 und § 28 Absatz 1 Satz 1 und 2 des Infektionsschutzgesetzes 
(lfSG) vom 20. Juli 2000 (BGBI. 1 S. 1045), von denen § 28 Absatz 1 Satz 1 durch 
Artikel 1 Nummer 16 des Gesetzes vom 18. November 2020 (BGBl. I. S. 2397) geän-
dert, § 28 Absatz 1 Satz 2 durch Artikel 1 Nummer 6 des Gesetzes vom 27. März 2020 
(BGBl. I S. 587) neu gefasst und § 28a Absatz 1 und Absatz 2 Satz 1 durch Artikel 1 
Nummer 17 des Gesetzes vom 18. November 2020 (BGBl. I. S. 2397) eingefügt wor-
den ist, in Verbindung mit § 54 IfSG vom 20.07.2000, zuletzt geändert durch Artikel 2 
des Gesetzes vom 18. November 2020 (BGBl. I S. 2397), in Verbindung mit § 1 der 
Infektionsschutzgesetz-Zuständigkeitsverordnung (IfSGZuVO) vom 09.01.2019 sach-
lich zuständig. 
  
Die örtliche Zuständigkeit für den Erlass dieser Allgemeinverfügung durch den Land-
kreis Bautzen ergibt sich gemäß § 1 des Gesetzes zur Regelung des Verwaltungsver-
fahrens und des Verwaltungszustellungsrechts für den Freistaat Sachsen (Sächs-
VwVfZG) i.V.m. § 3 Abs. 1 Nr. 3 des Verwaltungsverfahrensgesetzes (VwVfG).  
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II. 
Werden Kranke, Krankheitsverdächtige, Ansteckungsverdächtige oder Ausscheider 
festgestellt oder ergibt sich, dass ein Verstorbener krank, krankheitsverdächtig oder 
Ausscheider war, so trifft die zuständige Behörde die notwendigen Schutzmaßnah-
men, soweit und solange es zur Verhinderung der Verbreitung übertragbarer Krank-
heiten erforderlich ist, § 28 Absatz 1 Satz 1 IfSG.  
 
Nach § 2 Nr. 1 IfSG sind Krankheitserreger im Sinne des Infektionsschutzgesetzes 
vermehrungsfähige Agens (Virus, Bakterium, Pilz, Parasit) oder ein sonstiges biologi-
sches transmissibles Agens, das bei Menschen eine Infektion oder übertragbare 
Krankheit verursachen kann. Bei SARS-CoV-2 handelt es sich um einen Krankheits-
erreger im Sinne des § 2 Nr. 1 IfSG. 
 
Da es nach wie vor weder einen Impfstoff noch eine wirksame Therapie gegen eine 
COVID-19-Erkrankung gibt und es sich bei der Verbreitung des Coronavirus um eine 
sehr dynamische Situation handelt, sind geeignete Maßnahmen zur Eindämmung und 
Verlangsamung der Ausbreitung zu ergreifen.  
 
Gemäß § 8 Absatz 4 der SächsCoronaSchVO muss die zuständige Behörde nach ei-
ner ab fünf Tagen andauernden Überschreitung des Inzidenzwertes auf über 200 Neu-
infektionen auf 100 000 Einwohner innerhalb von sieben Tagen verschärfende Maß-
nahmen ergreifen, die der Eindämmung des Infektionsgeschehens dienen.   
 
Nach dem Lagebericht des Robert Koch-Instituts (RKI) vom 29.11.2020 liegt der Inzi-
denzwert der übermittelten Fälle der letzten 7 Tage im Landkreis Bautzen bei 377 Neu-
infektionen auf 100 000 Einwohner. Auch den Lageberichten des RKI für den Zeitraum 
vom 23.11.2020 bis 28.11.2020 kann entnommen werden, dass der Inzidenzwertes 
von 200 Neuinfektionen auf 100 000 Einwohner im Landkreis Bautzen überschritten 
wurde. Die Inzidenzwerte wurden tagaktuell bekannt gegeben.   
 
Nach § 8 Absatz 4 der SächsCoronaSchVO vom 27.11.2020 sind daher die in Nr. 1 
bis Nr. 6 genannten Maßnahmen umzusetzen. 
 
§ 8 Absatz 4 Nr. 1 der SächsCoronaSchVO regelt, dass die zuständige kommunale 
Behörde ein umfassendes oder auf bestimmte Zeiten beschränktes Verbot der Alko-
holabgabe oder des Alkoholkonsums auf bestimmten öffentlichen Plätzen oder in be-
stimmten öffentlich zugänglichen Einrichtungen anzuordnen hat. 
 
Der Gesetzgeber hat mit der kürzlich vorgenommenen Einfügung des § 28a IfSG eine 
gesetzliche Präzisierung im Hinblick auf Dauer, Reichweite und Intensität möglicher 
Maßnahmen vorgenommen. Hierbei erfolgte eine Abwägung der zur Bekämpfung ei-
ner epidemischen Lage von nationaler Tragweite erforderlichen Maßnahmen und den 
betroffenen grundrechtlichen Schutzgütern. Wesentliche Entscheidungen werden nun-
mehr gesetzlich geregelt. § 28a Abs. 1 Nr. 9 IfSG sieht ein umfassendes oder auf 
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bestimmte Zeiten beschränktes Verbot der Alkoholabgabe oder des Alkoholkonsums 
auf bestimmten öffentlichen Plätzen oder in bestimmten öffentlich zugänglichen Ein-
richtungen vor. Hintergrund hierfür ist, dass die Untersagung der Abgabe oder des 
Konsums von alkoholischen Getränken auf öffentlichen Plätzen oder zu bestimmten 
Zeiten erheblich dazu beitragen kann, Infektionsrisiken zu verringern, da durch die da-
mit verbundene Kontaktbeschränkung das Übertragungsrisiko gesenkt wird. Es wird 
verhindert, dass sich wechselnde Personen oder Personengruppen an den Verkaufs-
stellen einfinden und gruppieren. Die erhöhte Attraktivität des öffentlichen Raums bei 
geschlossenen gastronomischen Einrichtungen spielt dabei eine wesentliche Rolle. 
Hierdurch werden öffentliche Plätze besonders attraktiv, um Partys oder ähnliches zu 
feiern. Des Weiteren dient ein Alkoholausgabeverbot dazu, spontanen gemeinschaft-
lichen (weiteren) Alkoholkonsum zu reduzieren, da eine zunehmende Alkoholisierung 
der Einhaltung der hier gesetzlich im Zentrum stehenden Kontaktminimierung entge-
gensteht.  
 
Das Alkoholverkaufsverbot trägt offensichtlich zu einer Verringerung infektiologisch 
bedenklicher Kontakte bei, indem es auf die unbestreitbar enthemmende Wirkung von 
Alkohol abzielt. Die enthemmende Wirkung von Alkohol erscheint ohne Weiteres dazu 
angetan, die Wirksamkeit der zur Kontaktbeschränkung und zur Einhaltung von Min-
destabständen im öffentlichen Raum erlassenen Regelungen (vgl. § 1 Abs. 2 und 3, 
§ 2 Abs. 1 CoronaSchVO) negativ zu beeinflussen. Dass die diesbezüglichen Vorga-
ben bei alkoholbedingter Enthemmung zwar nicht notwendigerweise vorsätzlich miss-
achtet, aber schlicht vergessen werden können, dürfte nicht zweifelhaft sein. Im Übri-
gen dürfte auch davon auszugehen sein, dass die Bereitschaft zur Einhaltung hygie-
nerechtlicher Schutzvorschriften in einer auch alkoholbedingt enthemmten Grundstim-
mung generell sinkt.  
 
Rechtsbehelfsbelehrung  

Gegen diese Allgemeinverfügung kann innerhalb eines Monats nach ihrer Bekanntma-
chung Widerspruch erhoben werden. Der Widerspruch ist schriftlich, in elektronischer 
Form oder zur Niederschrift an das Landratsamt Bautzen mit Sitz in Bautzen zu rich-
ten. Der elektronischen Form genügt ein elektronisches Dokument, das mit einer qua-
lifizierten elektronischen Signatur versehen ist oder das mit der Versandart nach § 5 
Abs. 5 des De-Mail-Gesetzes versendet wird. Die Adressen und die technischen An-
forderungen für die Übermittlung elektronischer Dokumente sind über die Internetseite 
https://www.landkreis-bautzen.de/elektronische-kommunikation.php abrufbar. 

Bautzen, den 30.11.2020 
 
 
 
 
Michael Harig 
Landrat 


